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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a 

Entscheidungen zur  Geschäftsführer-Haftung im Rahmen der 

Eigenverwaltung und zur Anrechnung von Kinder- und Betreuungsgeld 

auf abzugsfähige Unterhaltsleistungen. 

 

  

 

Aktuelle 

Entscheidungen  

 

 

Keine Geschäftsführer-Haftung für Lohnsteuern 

während der Eigenverwaltung bei eingeholtem 

Rechtsrat 

 

Mit zwei Urteilen vom 23. Juni 2017 (3 K 1537/14 L und 3 K 

1539/14 L) hat der 3. Senat des Finanzgerichts Münster 

entschieden, dass Geschäftsführer einer GmbH nicht für 

während der Eigenverwaltung fällig gewordene 

Lohnsteuerbeträge haften, die sie aufgrund eines zuvor 

eingeholten eingehenden Rechtsrats zunächst auf ein 

Treuhandkonto überwiesen hatten. 

Die Kläger der beiden Verfahren waren zum Zwecke der 

Restrukturierung und der Sanierung einer GmbH als deren 

Geschäftsführer eingesetzt worden (sog. „Turnaround-
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Manager“). Ihrem Antrag auf Insolvenz in Eigenverwaltung 

folgte das Insolvenzgericht und setzte einen vorläufigen 

Sachwalter ein. Nach Stellung des Insolvenzantrags fällig 

gewordene Lohnsteuerbeträge zahlten die Kläger auf ein 

durch eine Rechtsanwaltskanzlei eingerichtetes 

Treuhandkonto, nachdem sie sich durch diese zuvor 

eingehend bezüglich der Haftungsfragen hatten beraten 

lassen. Durch die Überweisung standen auf dem 

Geschäftskonto der GmbH keine Mittel mehr zur Verfügung, 

so dass der Lastschrifteinzug durch das Finanzamt scheiterte. 

Das Finanzamt musste die spätere Zahlung der Lohnsteuer 

durch den vorläufigen Sachwalter aufgrund einer nach 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens erklärten 

Insolvenzanfechtung wieder zurückgewähren. Es nahm 

daraufhin beide Kläger in Haftung.  

Die hiergegen erhobenen Klagen hatten in vollem Umfang 

Erfolg. Zwar hätten die Kläger gegen ihre Mittelvorsorgepflicht 

verstoßen, indem sie den Einzug der Lohnsteuer durch die 

Separierung der Mittel auf dem Treuhandkonto verhindert 

hätten. Dass eine Zahlung im Insolvenzverfahren anfechtbar 

gewesen wäre, stehe der Haftung ebenfalls nicht entgegen, 

weil hypothetische Kausalverläufe unbeachtlich seien. 

Allerdings könne den Klägern keine grobe Fahrlässigkeit 

vorgeworfen werden, weil sie sich an den eingeholten 

Rechtsrat gehalten und keinen Anlass gehabt hätten, diesen 

in Zweifel zu ziehen. Mangels eigener steuerlicher Sachkunde 

seien sie verpflichtet gewesen, fachlichen Rat einzuholen. 

Nach der Vernehmung zahlreicher Zeugen sei der Senat zu 

der Überzeugung gelangt, da ss die Rechtsanwälte 

durchgängig die Auffassung vertreten hätten, die Lohnsteuer 

dürfe nach Antragstellung nicht mehr beglichen werden, da 

ihre insolvenzrechtlichen Pflichten den steuerrechtlichen 

Pflichten vorgingen. Selbst wenn man diese Auffassung als 



hoch risikobehaftet oder sogar falsch ansehen sollte, hätten 

sich die Kläger hierauf verlassen dürfen. Ob sich die Kläger 

tatsächlich in einer entschuldigenden Pflichtenkollision 

aufgrund von im Rahmen der Eigenverwaltung 

widerstreitenden Pflichten steuerrechtlicher und 

insolvenzrechtlicher Natur befunden haben, ließ der Senat 

daher offen. 

Keine Berücksichtigung von Kindergeld, aber von 

Betreuungsgeld beim Abzug von 

Unterhaltsaufwendungen 

Mit Urteil vom 11. Juli 2017 (14 K 2825/16 E) hat der 14. 

Senat des Finanzgerichts Münster entschieden, dass das 

Betreuungsgeld als eigener Bezug der unterstützten Mutter im 

Sinne von § 33a Abs. 1 Satz 5 EStG zu berücksichtigen ist, 

nicht aber das Kindergeld.  

Der Kläger gewährt der Mutter seiner beiden Kinder, mit der 

er in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebt, Unterhalt. Hierfür 

beantragte er den Abzug als außergewöhnliche Belastungen. 

Das Finanzamt kürzte die abzugsfähigen Unterhaltsleistungen 

um das von der Mutter im Streitjahr 2015 bezogene 

Betreuungsgeld nach §§ 4a ff. BEEG sowie das anteilige auf 

die Mutter entfallende Kindergeld. Hiergegen wandte sich der 

Kläger mit der Begründung, dass Kindergeld und 

Betreuungsgeld nicht für den eigenen Lebensunterhalt der 

Mutter bestimmt seien. 

Die Klage hatte teilweise Erfolg. In Bezug auf das Kindergeld 

teilte das Gericht die Auffassung des Klägers und sah es nicht 

als eigenen Bezug der Mutter an. Nach der Grundkonzeption 

des Familienleistungsausgleichs diene das Kindergeld der 

steuerlichen Freistellung des Existenzminimums des Kindes 

und der Förderung der Familie. Dementsprechend werde es 
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auch im Sozialrecht als Einkommen des Kindes angesehen. 

Demgegenüber werde das Betreuungsgeld nur für diejenigen 

Kinder gezahlt, die nicht in einer Tageseinrichtung, sondern 

von einem Elternteil betreut werden. Nach der Begründung 

des Gesetzesentwurfs solle es die eigene Erziehungsleistung 

von Eltern mit Kleinkindern anerkennen und unterstützen. Es 

schaffe daher einen Ausgleich zu einer nicht in Anspruch 

genommenen anderweitig zur Verfügung gestellten 

staatlichen Sachleistung und sei damit zur Sicherung des 

Unterhalts der Mutter geeignet und bestimmt. 

Keine Verrechnung von Verlusten aus dem 

Schulschwimmen durch eine kommunale GmbH 

Der 9. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 

26. April 2017 (Az. 9 K 3847/15 K,F) entschieden, dass eine 

kommunale GmbH Verluste aus dem Schulschwimmen nicht 

mit positiven Einkünften aus anderen Bereichen verrechnen 

darf. 

Gegenstand des Unternehmens der Klägerin, die eine 100-

prozentige Tochtergesellschaft einer Stadt ist, ist die Gas-, 

Wasser-, Strom- und Wärmeversorgung, die Entwässerung 

sowie der Betrieb von Bädern. Neben dem öffentlichen 

Badebetrieb stellte sie die Bäder auch der Stadt zur 

Verfügung, um den Schülern der kommunalen Schulen 

Schwimmunterricht zu erteilen. Die hierfür entstandenen 

anteiligen Kosten überstiegen das von der Stadt gezahlte 

Entgelt. 

Das Finanzamt ordnete den Bereich des Schulschwimmens 

einer eigenen Sparte im Sinne von § 8 Abs. 9 KStG zu, 

während sie alle anderen Tätigkeiten in einer anderen Sparte 

(Versorgung) erfasste. Dies hatte zur Folge, dass die Verluste 
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nicht mit den Gewinnen aus den anderen Tätigkeiten 

verrechenbar waren. Hiergegen wandte die Klägerin ein, das 

Schulschwimmen sei nicht dem hoheitlichen Bereich 

zuzuordnen, weil die Bäder allgemein zugänglich seien und 

sie damit am wirtschaftlichen Verkehr teilnehme. 

Der Senat wies die Klage ab. Bei den Verlusten aus dem 

Schulschwimmen handele es sich um Dauerverluste im Sinne 

von § 8 Abs. 7 Satz 2 KStG, denn Alleingesellschafterin der 

Klägerin sei eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

und Schwimmbäder würden nach allgemeiner Meinung aus 

gesundheitspolitischen Gründen betrieben. Der Bäderbetrieb 

erfülle auch die Voraussetzungen einer verdeckten 

Gewinnausschüttung, weil die Klägerin nicht aus eigenem 

Gewinnstreben heraus, sondern nur im Interesse ihrer 

Gesellschafterin zur Aufrechterhaltung dieser Tätigkeit bereit 

sei. Würde die Stadt das Schulschwimmen ohne 

Zwischenschaltung der Klägerin durchführen, handelte es sich 

hierbei um einen Hoheitsbetrieb. Da für die Zuordnung zu den 

einzelnen Sparten im Sinne des § 8 Abs. 9 KStG auf die 

einzelne Tätigkeit und nicht auf die gesamte Einrichtung (Bad) 

abzustellen sei, komme es nicht darauf an, ob die Bäder 

vorrangig für das Schulschwimmen oder für den öffentlichen 

Badebetrieb unterhalten werden. Diese Betrachtungsweise 

entspreche auch dem Willen des Gesetzgebers, die 

Verrechnung von Dauerverlusten kommunaler 

Eigengesellschaften einzuschränken. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim 

Bundesfinanzhof unter dem Az. I R 50/17 anhängig.  

 

 
 

 

Weitere 
 



Entscheidungen 

im Überblick 

 

 

Grunderwerbsteuer 

Ist die Übertragung eines Grundstücks auf eine 

Stiftung, die sich zur Weiterveräußerung 

verpflichtet hat, steuerfrei? (Urteil vom 7. Juni 2017, 

Az. 8 K 2338/14 GrE, Rev. BFH II R 31/17) 

 

Umsatzsteuer 

Stellt die Lieferung von Pflanzen eine 

unselbstständige Nebenleistung zu Einpflanz-, 

Pflege- und Anwachsgarantieleistungen dar? (Urteil 

vom 1. Dezember 2016, Az. 5 K 1145/16 U, Rev. BFH 

V R 22/17) 

 

Sind Provisionen, die eine Kurberaterin für die 

Vermittlung von Mutter/Vater-Kind-Kuren von den 

Kliniken erhält, steuerfrei? (Urteil vom 4. Juli 2017, 

Az. 5 K 1188/15 U) 

Verfahrensrecht 

Zur Aufhebung der Vollziehung von 

Steuerbescheiden, wenn zwischenzeitlich das 

Insolvenzverfahren über das Vermögen der 

Steuerschuldnerin eröffnet wurde (Beschluss vom 

17. Mai 2017, Az. 15 V 2440/16 U) 
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Höchstrichterlich 

entschieden  

 

 

Blindenführhundeschule stellt Gewerbebetrieb dar  

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 9. Mai 2017 

(Az. VIII R 11/15) das Urteil des 4. Senats des 

Finanzgerichts Münster vom 12. September 2014 (Az. 

4 K 69/14 G) bestätigt, wonach der Betrieb einer 

Blindenführhundeschule zu gewerblichen Einkünften 

führt. 

Die Klägerin bildet Welpen zu Blindenführhunden aus. 

Zu dieser mehrmonatigen Ausbildung gehören das 

Training im Führgeschirr sowie Gehorsams- und 

Hindernistraining. Am Ende der Ausbildung steht die 

Übergabephase an den sehbehinderten Menschen, die 

mit einer sog. Gespannprüfung durch einen von den 

Krankenkassen bestellten Prüfer abschließt. Danach 

verkauft die Klägerin die Hunde als medizinische 

Hilfsmittel an die Krankenkassen, wobei der 

wesentliche Teil des Kaufpreises auf den im Wege 

einer Mischkalkulation berechneten 

Ausbildungsaufwand entfällt. Das Finanzamt setzte 

gegenüber der Klägerin einen 

Gewerbesteuermessbetrag fest, während diese der 

Auffassung war, dass sie mit der Ausbildung der 

Hunde unterrichtend und erzieherisch im Sinne von § 
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18 EStG tätig sei. 

Dem folgten weder das Finanzgericht Münster noch 

der Bundesfinanzhof. Sowohl „unterrichtende“ als auch 

„erzieherische“ Tätigkeiten könnten allein gegenüber 

Menschen erbracht werden. Die Abrichtung oder die 

Dressur von Tieren falle dagegen nicht unter § 18 

EStG. Da die Tätigkeit der Klägerin einheitlich zu 

beurteilen sei und die Ausbildung der Hunde das 

prägende Element darstelle, führe die Anleitung der 

sehbehinderten Menschen im Umgang mit den Hunden 

nicht zu einem anderen Ergebnis. Das Finanzgericht 

Münster hatte zusätzlich angeführt, dass die Klägerin 

kein explizites Entgelt für die Ausbildung, sondern 

lediglich einen Kaufpreis für den Verkauf der von ihr 

„veredelten“ Hunde erhalte. Diesen Aspekt ließ der 

Bundesfinanzhof offen. 

 

 
 

 

In eigener 

Sache  

 

 

Herzlich Willkommen beim Finanzgericht Münster  

Am 1. August ernannte der Präsident des 

Finanzgerichts Münster, Johannes Haferkamp, Herrn 

Dr. Jan Dominik zum Richter. Herr Dr. Dominik war 

nach seinen juristischen Staatsexamina und der 

Promotion zunächst als Rechtsanwalt in einer steuer- 



und gesellschaftsrechtlichen Kanzlei in Bonn 

beschäftigt und wechselte von dort aus im Sommer 

2016 in den höheren Dienst der nordrhein-

westfälischen Finanzverwaltung. Das Präsidium des 

Finanzgerichts Münster hat ihn dem 7. Senat 

zugewiesen, der vorrangig für Fragen des 

Ertragsteuerrechts sowie für Steuerberatersachen 

zuständig ist. 

 

 

Herr Dr. Dominik (l), Herr Haferkamp (r) 

Quelle: Finanzgericht Münster 
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Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 

15. eines Monats. Sie haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter 

über folgenden Abmeldelink wieder abzubestellen. Den Volltext der 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte 

Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank 

NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts 

Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. 

Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des 

Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen 

Rechtsprechungsdatenbank des Bundesfinanzhofs abrufbar. Die 

Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei 

zur Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für 

Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt. 

 

  

 
 

 

 

mailto:jan-hendrik.kister@fg-muenster.nrw.de
http://www.fg-muenster.nrw.de/
http://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.justiz.nrw.de/Bibliothek/nrwe2/index.php
http://www.justiz.nrw.de/Bibliothek/nrwe2/index.php
http://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/Revisionsverfahren/index.php
http://www.bundesfinanzhof.de/entscheidungen
http://www.justiz.nrw.de/Bibliothek/nrwe2/gewerbl_nutzer/index.php

